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Cannabis
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Schwerwiegende Erkrankung

Leitsätze 1. Die Voraussetzung einer
"schwerwiegenden Erkrankung" im Sinne
des § 31 Abs. 6 S, 1 SGB V ist jedenfalls
zu bejahen, wenn eine Erkrankung
vorliegt, die dem Grunde nach einen
Anspruch aus § 2 Abs. 1a SGB V
begründen kann, oder eine Erkrankung,
die die Lebensqualität auf Dauer
nachhaltig beeinträchtigt.
2. Ob in der Gesamtschau der Diagnosen
und Behandlungen eine schwerwiegende
Erkrankung vorliegt und/oder ob noch
etablierte Maßnahmen zur Verfügung
stehen, muss regelmäßig dem
Hauptsacheverfahren durch die Einholung
eines Sachverständigengutachtens
vorbehalten bleiben.
3. Sofern sich bei früherem
Cannabiskonsum eine Suchterkrankung
bestätigt, besteht eine Kontraindikation
für eine Cannabistherapie, die im Rahmen
der Entscheidung über den Antrag zu
würdigen ist.

Normenkette SGB V § 2 Abs. 1 a
SGB V § 31 Abs. 6
SGG § 86 b Abs. 2
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Aktenzeichen L 4 KR 397/19 B ER
Datum 07.11.2019

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Augsburg vom 3. Juli
2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Im Klageverfahren vor dem Sozialgericht Augsburg (S 6 KR 17/19) ist ein Anspruch
auf Versorgung mit CannabisblÃ¼ten streitig. Im vorliegenden Verfahren wird die
vorlÃ¤ufige Versorgung begehrt.

Die Antragstellerin und BeschwerdefÃ¼hrerin (im Folgenden: Bf.) beantragte bei
der Antrags- und Beschwerdegegnerin (im Folgenden: Bg.) per E-Mail vom
28.03.2018 die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r medizinisches Cannabis. BeigefÃ¼gt war
eine Verordnung der behandelnden FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie und
Psychotherapie, Dr. T., vom 06.03.2018 fÃ¼r CannabisblÃ¼ten der Sorte Penelope.
Die Verordnung begrÃ¼ndete sie mit den Diagnosen: Depression, ADHS,
Schmerzsyndrom auf dem Boden einer Osteochondrose LW4- S1.

Die Bg. holte ein sozialmedizinisches Kurzgutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MDK) vom 09.05.2018 ein, wonach anhand der eingereichten
Unterlagen die sozialmedizinischen Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 des
FÃ¼nften Buchs Sozialgesetzbuch (SGB V) nicht bestÃ¤tigt werden kÃ¶nnten. Mit
Bescheid vom 17.05.2018 lehnte die Bg. daraufhin den Antrag ab.

Die Bf. legte im Widerspruchsverfahren Ã¤rztliche Bescheinigungen der Dr. T. vom
03.07. und 01.10.2018 vor. In diesen wurde mitgeteilt, dass sich die Bf. seit
Behandlung mit CannabisblÃ¼ten deutlich stabilisiert habe. Sie sei im Alltag
strukturierter, gelassener im Umgang mit den Kindern, weniger impulsiv und
schwingungsfÃ¤higer. Der Schlaf habe sich verbessert, was sich ebenfalls positiv
auf die affektive SchwingungsfÃ¤higkeit auswirke. Die Bf. kÃ¶nne wieder
regelmÃ¤Ã�ig essen und sie habe ihr Gewicht stabilisieren kÃ¶nnen. Allein dies
wÃ¼rde schon ausreichen, um von einem positiven Ansprechen auf die Behandlung
mit CannabisblÃ¼ten zu sprechen. In den letzten Jahren seien immer wieder
"leitliniengerechte" Behandlungsversuche mit zum Beispiel Medikinet oder Strattera
bei ADHS bzw. einem SSRI bei Depression gemacht worden. Stets sei es bereits
unter sehr geringen Dosierungen zu schweren UAWs wie vermehrte Reizbarkeit und
Ã�hnliches gekommen, die weder zumutbar noch ethisch seien.
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Die Bg. holte sozialmedizinische Gutachten des MDK vom 27.08.2018 und
31.10.2018 ein, die an dem bisherigen Gutachtensergebnis festhielten.
Zusammenfassend seien anhand der Unterlagen weiterhin weder die konkrete
Symptomatik und deren Schwere noch das Therapiekonzept bei
Suchtmittelmissbrauch plausibel nachvollziehbar.

Die Bg. wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 05.12.2018 zurÃ¼ck.
Hiergegen ist eine Klage beim Sozialgericht Augsburg anhÃ¤ngig.

Am 02.04.2019 hat der BevollmÃ¤chtigte der Bf. beim Sozialgericht Augsburg einen
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung gestellt. Bei der Bf. liege eine
schwere Erkrankung im Sinne des Gesetzes aufgrund der Zusammenschau aller
Diagnosen vor. Es bestehe eine einfache AktivitÃ¤ts- und
AufmerksamkeitsstÃ¶rung, eine emotional instabile PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung vom
Borderline-Typ, eine rezidivierende depressive StÃ¶rung, mittelgradig, eine
chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, eine
nichtorganische Insomnie sowie rechtsseitige, erosive Osteochondrose sowie
degenerative Diskopathie mit nicht neural-kompressiven
BandscheibenvorwÃ¶lbungen in beiden Segmenten. Die Bf. habe seit ihrer frÃ¼hen
Jugend unter anderem die Medikamente Mediknet, Ritalin, Strattera im Hinblick auf
die Krankheit ADHS und zuletzt Sertralin im Herbst 2017 bezÃ¼glich ihrer
Depression erfolglos eingenommen, sowie unter anderem auch Zopiclon und
Quetiapin bezÃ¼glich der SchlafstÃ¶rung. Trotz Absolvierung der gÃ¤ngigen
Therapieverfahren habe keine Stabilisierung stattgefunden. UnerwÃ¼nschte
Arzneimittelwirkungen seien bereits unter sehr niedrigen Dosierungen aufgetreten.
Erst seit der Behandlung mit CannabisblÃ¼ten seit ca. einem Jahr habe sich die Bf.
deutlich stabilisiert.

Die Bf. kÃ¶nne sich die Kosten fÃ¼r das dringend benÃ¶tigte Medizinalcannabis
nicht leisten. FÃ¼r 5 g medizinischen Cannabis bezahle sie bis zu 120,00 EUR. Eine
alternative Medikation sei der Bf. aufgrund der Vielzahl unerwÃ¼nschter
Arzneimittelwirkungen nicht zumutbar. Alternative Therapiekonzepte wie
stationÃ¤re und ambulante Behandlungen, medikamentÃ¶se Behandlungen mit
Cipralex, Venalfaxin und Lamotrigin seien bereits sÃ¤mtlich erprobt und wegen
Erfolglosigkeit beendet worden.

Die Bg. ist dem Antrag entgegengetreten. Es lÃ¤ge kein Anordnungsanspruch vor.
Sie hat sich vor allem auf die vorliegenden Gutachten des MDK berufen, wonach
anhand der Ã¼bermittelten Unterlagen nicht bestÃ¤tigt werden kÃ¶nne, dass die
Voraussetzungen nach Â§ 31 Abs. 6 SGB V kumulativ erfÃ¼llt seien. Aus
gutachterlicher Sicht sei nicht nachvollziehbar, dass eine allgemein anerkannte,
dem medizinischen Standard entsprechende Therapiealternative nicht zur
VerfÃ¼gung stehe oder nicht zur Anwendung kommen kÃ¶nne. Zur Behandlung
eines ADHS im Erwachsenenalter existierten BehandlungsmÃ¶glichkeiten, die in der
Regel im Rahmen eines multimodalen Therapiekonzepts angewandt wÃ¼rden. Es
stÃ¼nden neben der Psychotherapie und Ergotherapie etablierte medikamentÃ¶se
MaÃ�nahmen wie Ritalin, Medikinet Adult und Strattera zur VerfÃ¼gung. Im
Arztbericht vom Februar 2015 wÃ¼rden als Diagnosen ein THC-Missbrauch sowie
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anamnestisch ein multipler Substanzmissbrauch angegeben. Die behandelnde
Psychiaterin habe angegeben, dass der THC-Missbrauch zur Behandlung des ADHS
erfolgt sei. In der AWMF-Leitlinie ADHS werde festgestellt, dass eine Behandlung mit
Cannabinoiden nicht erfolgen solle (negatives Nutzen-Risiko-VerhÃ¤ltnis). FÃ¼r die
Behandlung der Depression stÃ¼nden ebenfalls etablierte medikamentÃ¶se und
psychotherapeutische MaÃ�nahmen zur VerfÃ¼gung. Aus den Unterlagen gehe
nicht hervor, dass vorliegend ein multimodales Therapiekonzept angewandt worden
sei. Die Bf. berichte subjektiv von "schweren Nebenwirkungen" auf sÃ¤mtliche
medikamentÃ¶se MaÃ�nahmen. In der beigefÃ¼gten Liste wÃ¼rden unspezifische
Nebenwirkungen ausgefÃ¼hrt. Ã�rztliche Berichte, anhand derer die
Nebenwirkungen den Medikamenten zugeordnet und objektiviert wÃ¼rden, lÃ¤gen
nicht vor. Auch eine Meldung des behandelnden Arztes Ã¼ber aufgetretene
unerwÃ¼nschte Nebenwirkungen an die Arzneimittelkommission liege nicht vor.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der Gemeinschaftspraxis D. vom 07.06.2019
und der Dr. T. vom 06.06.2019 eingeholt. Zu den von Dr. T. eingereichten
medizinischen Behandlungsunterlagen gehÃ¶rte auch ein Bericht des
Bezirkskrankenhaus G-Stadt vom 17.10.2017. In diesem wurden folgende
Diagnosen mitgeteilt: Rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere
Episode ohne psychotische Symptome, emotional instabile
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung vom Borderline-Typ und schÃ¤dlicher Gebrauch von
Cannabis. Weiter ist in diesem Bericht ausgefÃ¼hrt worden, dass die Bf.
Ã�berforderungsgefÃ¼hle angegeben habe. Sie kÃ¤me mit dem neuen Leben nur
als Mutter nicht zurecht. Aktuell bestÃ¼nden SchlafstÃ¶rungen, aber auch durch
die Kinder bedingt. Insgesamt hÃ¤tte im Vordergrund eine depressive Symptomatik
mit Ã�berforderung im Alltag gestanden. Die Bf. habe sich Ã¼berlastet gefÃ¼hlt
und habe auch das GefÃ¼hl gehabt, vor allem ihrem Sohn nicht gerecht zu werden
und sie fÃ¼hlte sich durch sein Schreien und Weinen hilflos. Schwere
Selbstverletzungen hÃ¤tten nicht stattgefunden auch eine GefÃ¤hrdung der Kinder
habe zu keinem Zeitpunkt bestanden. Die Bf. hÃ¤tte aber gute Ressourcen durch
Badmintonspielen und Einschlagen auf einen Boxsack die inneren Anspannungen
abzubauen. Sie sei durch Ã�berbesorgtheit und Ã�bergenauigkeit aufgefallen. Sie
sei gut reflektiert gewesen. Die wichtigste EntlastungsmaÃ�nahme sei die
Einrichtung einer Haushaltshilfe gewesen, die die Patientin im Alltag stark
unterstÃ¼tze. Als Therapie werde eine ambulante Psychotherapie empfohlen.

Dr. T. hat ferner eine BestÃ¤tigung der Diplom-Psychologin I. G. vom 12.08.2016
beigefÃ¼gt. Nach dieser hat sich die Bf. in der Zeit von Januar 2015 bis August
2016 in regelmÃ¤Ã�iger ambulanter psychotherapeutischer Behandlung befunden.
Als Diagnose wurden gestellt: Rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig
mittelgradige Episode und Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung.

Das Sozialgericht hat mit Beschluss vom 03.07.2019 den Antrag, die Antragstellerin
vorlÃ¤ufig mit CannabisblÃ¼ten zu versorgen, abgelehnt. Nach summarischer
PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage habe die Bf. einen Anordnungsanspruch nicht
glaubhaft gemacht. Der geltend gemachte Versorgungsanspruch ergebe sich
vorliegend nÃ¤mlich nicht aus Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB V. Es fehle bereits am
Vorliegen einer schwerwiegenden Erkrankung im Sinne des Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB
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V. Eine solche sei nur anzunehmen, wenn die Erkrankung einer lebensbedrohlich
oder regelmÃ¤Ã�ig tÃ¶dlich verlaufenden Erkrankung im Sinne des Â§ 2 Absatz 1a
SGB V oder zumindest wertungsgemÃ¤Ã� einer vergleichbaren Erkrankung
entspreche. Nach Aktenlage leide die Bf. zwar an einer psychischen Erkrankung, die
sicherlich ihre LebensqualitÃ¤t beeintrÃ¤chtigt. Aus dem Bericht des
Bezirkskrankenhauses (BKH) vom 17.10.2017 lasse sich aber gerade nicht
entnehmen, dass diese Erkrankung einer lebensbedrohlichen oder regelmÃ¤Ã�ig
tÃ¶dlich verlaufenden Erkrankung im Sinne des Â§ 2 Abs. 1a SGB V gleichzusetzen
wÃ¤re. Vielmehr sei in diesem weder eine SelbstgefÃ¤hrdung der Bf. selbst noch
ihrer Kinder festgestellt worden; zudem sei der Bf. bescheinigt worden, dass sie
Ã¼ber gute Ressourcen verfÃ¼ge, ihre inneren Anspannungen abzubauen.
Ã�berwiegend werde zudem "nur" eine Verschlechterung des psychischen Zustands
angesichts einer persÃ¶nlich empfundenen Ã�berforderungssituation geschildert.
Auch dass lediglich eine ambulante Psychotherapie als Therapieempfehlung
ausgesprochen worden sei, spreche gegen eine schwerwiegende Erkrankung im
Sinne des Â§ 2 Absatz 1a SGB V.

Soweit weiter von der behandelnden Psychiaterin bei der Bf. die Diagnosen eines
ADHS, einer chronischen SchmerzstÃ¶rung und einer SchlafstÃ¶rung gestellt
worden seien, wÃ¼rden diese Diagnosen weder im Befundbericht der
behandelnden HausÃ¤rzte noch in dem Bericht des BKH vom 17.10.2017 erwÃ¤hnt.
Das Gericht kÃ¶nne daher nicht schlÃ¼ssig nachvollziehen, inwieweit diese
Diagnosen eine schwerwiegende Erkrankung im Sinne des Gesetzes darstellten,
zumal auch Dr. T. in ihrem Befundbericht vom 06.06.2019 keine Ã¼berzeugenden
medizinischen BegrÃ¼ndungen hierfÃ¼r angebe, also inwieweit und in welcher
Weise diese Diagnosen gleichwertig einer lebensbedrohlichen oder regelmÃ¤Ã�ig
tÃ¶dlich verlaufenden Erkrankung die LebensqualitÃ¤t der Bf. beeintrÃ¤chtigten.

Das Sozialgericht hat ferner ausgefÃ¼hrt, es sei nicht glaubhaft, dass es sich bei
der verordneten CannabisblÃ¼tentherapie tatsÃ¤chlich um ein fÃ¼r die Bf.
geeignetes Therapieverfahren handle. Nach der AVMF-Leitlinie ADHS bestehe eine
Kontraindikation fÃ¼r den Einsatz von Cannabis als Therapiemittel im Fall dieser
Erkrankung. DarÃ¼ber hinaus ergebe sich auch aus der Verordnung der
behandelnden Psychiaterin zudem nicht, weshalb trotz des bei der Bf.
diagnostizierten frÃ¼heren schÃ¤dlichen Gebrauchs von Cannabis die jetzt
beantragte Therapie mit CannabisblÃ¼ten fÃ¼r die Antragstellerin geeignet sein
sollte.

Gegen den am 08.07.2019 zugestellten Beschluss hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte
der Bf. am 10.07.2019 Beschwerde zum Bayerischen Landessozialgericht erhoben.
Aus der fachÃ¤rztlichen Bescheinigung der Dr. T. sei zu entnehmen, dass die vielen,
fÃ¼r sich allein schon schweren Erkrankungen der Bf. in der Summe ein besonders
schweres Krankheitsbild ergÃ¤ben. Mit dem Begriff "schwerwiegende Erkrankung"
werde eine relativ groÃ�e Bandbreite von Erkrankungen abgedeckt. Hilfsweise ist
ausgefÃ¼hrt worden, dass zumindest das gleichzeitige Vorliegen einer AktivitÃ¤ts-
und AufmerksamkeitsstÃ¶rung, einer instabilen PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung vom
Borderline-Typ, die depressive StÃ¶rung sowie die chronische SchmerzstÃ¶rung und
Insomnie sich in ihrer Gesamtheit als eine schwerwiegende Erkrankung darstellten.
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Das medizinische Cannabis sollte vorliegend keineswegs lediglich zur
AlltagsbewÃ¤ltigung dienen, sondern schwere Krankheiten lindern, die anderweitig
nicht in den Griff zu bekommen seien und die die LebensqualitÃ¤t der Bf. auf Dauer
nachhaltig und schwerwiegend beeintrÃ¤chtigten. Es handele sich bei der
CannabisblÃ¼tentherapie auch um ein fÃ¼r die Bf. geeignetes Therapieverfahren.

Die Bg. hat dargelegt, dass ein Anordnungsanspruch nicht erkennbar sei. Die
Voraussetzungen des Â§ 31 Abs. 6 SGB V seien nicht erfÃ¼llt. Sie hat hierbei auf die
AusfÃ¼hrungen des MDK verwiesen. Sie hat zu dem Vorbringen der Bf. nochmals
eine Stellungnahme des MDK vom 13.09.2019 eingeholt. Aus den ergÃ¤nzend
eingereichten Unterlagen gehe weiterhin keine plausibel nachvollziehbare,
begrÃ¼ndete EinschÃ¤tzung der beantragenden Ã�rztin hervor, warum etablierte
MaÃ�nahmen nicht zur VerfÃ¼gung stehen oder nicht durchgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnten. Unter BerÃ¼cksichtigung des Suchtmittelmissbrauchs in der
Vorgeschichte werde die Ã¤rztlich verordnete FortfÃ¼hrung des Cannabiskonsums
weiterhin nicht plausibel begrÃ¼ndet.

Die Bf. hat mit Schriftsatz vom 25.10.2019 die Beschwerde aufrecht erhalten.
SÃ¤mtliche etablierten Behandlungsmethoden seien ausgeschÃ¶pft worden,
insbesondere psychotherapeutische Behandlungen, ein dreimonatiger Aufenthalt in
einer Tagesklinik 2010, eine dreimonatige RehabilitationsmaÃ�nahme in Bad G.,
eine spezielle dialektisch-behaviorale Therapie (DBT-Therapie), 2015 eine
Verhaltenstherapie, laufend eine tiefenpsychologische Therapie. Auch die
Medikation u.a. mittels Ritalin, Medikinet und Strattera hÃ¤tte nicht zur erhofften
Stabilisierung des Gesundheitszustandes gefÃ¼hrt. Vielmehr hÃ¤tten sich
gravierende unerwÃ¼nschte Arzneimittelnebenwirkungen gezeigt. Schon seit
langem konsumiere sie keinen Alkohol und keine Amphetamine mehr. Es habe nie
eine Sucht oder gar ein Missbrauch von Cannabis bestanden, allenfalls ein
kurzzeitiger schÃ¤dlicher Gebrauch. Die Einholung eines Gutachtens von Amts
wegen ist angeregt worden.

Mit Beschluss vom 13.09.2019 hat der Senat Prozesskostenhilfe bewilligt und den
ProzessbevollmÃ¤chtigten beigeordnet.

Die Bf. beantragt,
"den Beschluss des Sozialgerichts Augsburg vom 03.076.2019 aufzuheben und die
Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, die
Antragstellerin vorlÃ¤ufig mit CannabisblÃ¼ten der Sorte Pedanios, hilfsweise einer
anderen geeigneten Sorte zu versorgen." (Schriftsatz vom 26.07.2019)

Die Bg. beantragt,
die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf die Verwaltungsakte sowie die Gerichts-
und Beschwerdeakte verwiesen.

II.
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Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 172 ff
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht lehnte
das Sozialgericht den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ab.

GemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 SGG kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige
Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht,
dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung
eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden
kÃ¶nnte. Einstweilige Anordnungen sind nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 SGG auch zur
Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Dabei hat das Gericht die Belange der
Ã�ffentlichkeit und des Antragstellers abzuwÃ¤gen. Wenn eine Klage keine Aussicht
auf Erfolg hÃ¤tte, ist ein Recht, das geschÃ¼tzt werden muss, nicht vorhanden
(Bayer. Landessozialgericht, Az.: L 2 B 354/01 U ER).

Voraussetzung fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Anordnung ist, dass sowohl der
Anordnungsgrund als auch der Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht worden
sind (Â§ 86 b Abs. 2 S. 4 SGG i.V.m. Â§Â§ 290 Abs. 2, 294 Abs. 1
Zivilprozessordnung â�� ZPO). Die Glaubhaftmachung begnÃ¼gt sich bei der
Ermittlung des Sachverhaltes als Gegensatz zum Vollbeweis mit einer
Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit. Dagegen dÃ¼rfen die Anforderungen an die
Erkenntnis der Rechtslage, d.h. die IntensitÃ¤t der rechtlichen PrÃ¼fung,
grundsÃ¤tzlich nicht herabgestuft werden. PrÃ¼fungs- und EntscheidungsmaÃ�stab
fÃ¼r das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs ist grundsÃ¤tzlich das materielle
Recht, das vollumfÃ¤nglich zu prÃ¼fen ist. KÃ¶nnen ohne die GewÃ¤hrung
vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare
BeeintrÃ¤chtigungen entstehen, die durch das Hauptsacheverfahren nicht mehr zu
beseitigen wÃ¤ren, und ist dem Gericht eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach-
und Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich, so verlangt der Anspruch des
Antragstellers auf effektiven Rechtsschutz eine Eilentscheidung anhand einer
umfassenden GÃ¼ter- und FolgenabwÃ¤gung (BVerfG, Beschluss vom 12. Mai
2005, Az.: 1 BvR 569/05).

Zutreffend hat das Sozialgericht vor diesem Hintergrund den Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung abgelehnt, da ein Anordnungsanspruch nicht vorliegt.
GemÃ¤Ã� Â§ 142 Abs. 2 S. 3 SGG weist der Senat die Beschwerde aus den
GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

ErgÃ¤nzend weist der Senat unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der
Beteiligten im Beschwerdeverfahren auf Folgendes hin:

Hinsichtlich des Vorliegens einer schwerwiegenden Erkrankung im Sinne des Â§ 31
Abs. 6 S. 1 SGB V beruft sich die Bf. zum einen auf die Vielzahl ihrer allein schon als
schwer eingestuften Erkrankungen, hilfsweise auf das gleichzeitige Vorliegen einer
AktivitÃ¤ts- und AufmerksamkeitsstÃ¶rung, einer instabilen
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung vom Borderline-Typ, die depressive StÃ¶rung sowie die
chronische SchmerzstÃ¶rung und Insomnie. Die Voraussetzung einer
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"schwerwiegenden Erkrankung" im Sinne des Â§ 31 Abs. 6 S. 1 SGB V ist jedenfalls
zu bejahen, wenn eine Erkrankung vorliegt, die dem Grunde nach einen Anspruch
aus Â§ 2 Abs. 1a SGB V begrÃ¼nden kann. DarÃ¼ber hinaus dÃ¼rften jedoch auch
solche Erkrankungen einen Leistungsanspruch begrÃ¼nden, die zu einer
zulassungsÃ¼berschreitenden Anwendung berechtigen, also solche, die die
LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig beeintrÃ¤chtigen (vgl. zum KassKomm-Nolte,
SGB V, Â§ 31 Rn. 20 und 75 d). Â§ 31 Abs. 6 SGB V kommt in besonderen FÃ¤llen
bei schwerwiegenden Erkrankungen unter den Voraussetzungen zum Zuge, dass die
Krankheit lebensbedrohlich ist oder die LebensqualitÃ¤t auf Dauer nachhaltig
beeintrÃ¤chtigt, keine andere Therapie verfÃ¼gbar ist und nach den vorliegenden
Forschungsergebnissen (innerhalb des Zulassungsverfahren aufgrund der klinischen
PrÃ¼fung oder auÃ�erhalb dieses Verfahrens) die begrÃ¼ndete Aussicht besteht,
dass mit dem Arzneimittel ein Behandlungserfolg erzielt werden kann (s. BSGE 89,
184 = SozR 3 â�� 2500 Â§ 31 Nr. 8 â�� Sandoglobulin(r); BSGE 97, 112 = SozR 4
â�� 2500 Â§ 31 Nr. 5 Rn. 17&8201;ff. â�� Ilomedin(r); BSG SozR 4 â�� 2500 Â§ 31
Nr. 6 Rn. 10&8201;ff. â�� Cabaseril(r); in allen FÃ¤llen jeweils verneint. Zum
Ganzen: KassKomm-Nolte, a.a.O., Rn. 20).

Der MDK hat beispielsweise in seinem Gutachten vom 27.08.2018 darauf
hingewiesen, dass bei der Bf. eine die LebensqualitÃ¤t beeintrÃ¤chtigende
Erkrankung vorliegt. In dem im Beschwerdeverfahren eingeholten
sozialmedizinischen Kurzgutachten hat der MDK ergÃ¤nzend dargelegt, dass
aufgrund der vorliegenden Berichte und Behandlungen davon auszugehen ist, dass
bei der Bf. eine komplexe psychische Symptomatik vorliegt, die durch anhaltende
psychosoziale Belastungsfaktoren verstÃ¤rkt bzw. aufrecht erhalten wird und zu
einer nachhaltig beeintrÃ¤chtigten LebensqualitÃ¤t fÃ¼hrt. Allerdings wird auch
berichtet, dass die Bf. nach stÃ¶rungsspezifischer Psychotherapie (DBT-Therapie)
gute Ressourcen hatte, um innere Anspannung abzubauen und zusÃ¤tzlich eine
Bedarfsmedikation hilfreich war. Laut Unterlagen erfolgte die letzte
stÃ¶rungsspezifische Psychotherapie vor mehreren Jahren. ZusÃ¤tzlich wurden in
der Vergangenheit unterstÃ¼tzende Hilfen installiert. Die Bf. berichtet insbesondere
von psychotherapeutischen Behandlungen, einem dreimonatigen Aufenthalt in einer
Tagesklinik 2010, einer dreimonatigen RehabilitationsmaÃ�nahme in Bad G., der
o.g. DBT-Therapie, einer Verhaltenstherapie im Jahre 2015 und laufend einer
tiefenpsychologischen Therapie.

Es muss dem Hauptsacheverfahren vorbehalten sein, beispielsweise durch
Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens zu klÃ¤ren, ob in der Gesamtschau
der Diagnosen und Behandlungen eine schwerwiegende Erkrankung im Sinne des 
Â§ 31 Abs. 6 S. 1 SGB V vorliegt und/oder ob noch etablierte MaÃ�nahmen zur
VerfÃ¼gung stehen, wie auch von der Bf. angeregt. Der Senat muss sich im
Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes auf die hier vorliegenden mehrfachen
Gutachten des MDK, zuletzt vom 13.09.2019, beziehen, wonach aus den
medizinischen Unterlagen keine plausibel nachvollziehbare begrÃ¼ndete
EinschÃ¤tzung der verordnenden Ã�rztin Dr. T. hervorgeht, warum etablierte
MaÃ�nahmen nicht zur VerfÃ¼gung stehen oder nicht durchgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnen.
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AufklÃ¤rungsbedarf wird im Rahmen einer Begutachtung im Hauptsacheverfahren
auch vor allem hinsichtlich der vorgebrachten Diagnosen ADHS, chronische
SchmerzstÃ¶rung und SchlafstÃ¶rungen gesehen. Nach Darlegung des MDK sind
diese Diagnosen nicht ausreichend durch die vorliegenden Befundberichte belegt.

Ferner ergibt sich aus dem Bericht des Home Treatments, dass bei der Bf.
2012/2013 ein behandlungsbedÃ¼rftiger Cannabismissbrauch vorlag. Sofern sich
eine Suchterkrankung bestÃ¤tigt, bestÃ¼nde nach Ansicht des Senats eine
Kontraindikation fÃ¼r eine Cannabistherapie, die im Rahmen der Entscheidung zu
wÃ¼rdigen wÃ¤re. Da im Beschwerdeverfahren das Vorliegen einer Sucht oder
eines Cannabismissbrauchs bestritten und nur von einem "kurzzeitigen
schÃ¤dlichen Gebrauch" gesprochen wird, muss auch diese AbklÃ¤rung einer
Kontraindikation dem Hauptsacheverfahren vorbehalten bleiben. Allerdings
bestehen im Rahmen einer summarischen PrÃ¼fung im Rahmen des Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes Anhaltspunkte fÃ¼r eine Kontraindikation (s.a. die
Gutachten des MDK).

Die Einholung eines weiteren Gutachtens neben den bereits vorliegenden MDK-
Gutachten wÃ¼rde die Entscheidung im Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes erheblich verzÃ¶gern und wÃ¤re mit dem Zweck des Verfahrens,
eine zeitnahe, vorlÃ¤ufige Regelung herbeizufÃ¼hren, nicht vereinbar.

Der Senat kann weitere Fragen wie die, welche Sorte von CannabisblÃ¼ten begehrt
wird, wobei deutliche Unterschiede im THC-Gehalt und CBD-Gehalt bei den
verordneten CannabisblÃ¼ten "Penelope" und den zuletzt beantragten "Pedanios"
oder hilfsweise "einer anderen geeigneten Sorte" CannabisblÃ¼ten bestehen, offen
lassen.

Der Senat sieht daher einen auf Â§ 31 Abs. 6 SGB V gestÃ¼tzten
Anordnungsanspruch als nicht Ã¼berwiegend wahrscheinlich und damit nicht als
glaubhaft gemacht an. Das Vorliegen eines Anordnungsgrundes kann somit
dahinstehen.

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 29.11.2019

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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